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Seiten 31 u. 32 u. 33 auszugsweise:

1.1.1. Entstehungsgeschichtliche Interpretation

Über den Inhalt des Begriffs „Gesamtänderung der Bundesverfassung“ besteht von Anfang an wenig Klarheit.

Die Materialien geben über diesen Begriff nur geringfügigen Aufschluß. Der in den Verfassungsverhandlungen erste belegbare Vorläufer des heutigen Art. 44 Abs. 3 BVG findet sich im ersten Verfassungsentwurf der Christlichsozialen, der am 14. 5. 1919 der Konstituierenden Nationalversammlung vorgelegt wurde. 

Art. 37 Abs. 1 dieses Entwurfes lautet:

Über die Totalrevision (gänzliche oder wesentliche Änderung) der Bundesverfassung entscheidet das Gesamtvolk des Bundesfreistaates in allgemeiner Abstimmung.

Es sei hier angemerkt, daß einer solchen Volksabstimmung ua. auch unterworfen werden sollten (Art. 37 Abs. 2 des Entwurfs): Beschlüsse über

· den Beitritt des Bundesfreistaates zu einem Völkerbunde,

· den Abschluß staatsrechtlicher oder völkerrechtlicher Verbindungen des Bundesstaates mit fremden Staaten.

..... durch das Vorbild der Schweizerischen Bundesverfassung angeregt ,die zwischen einer Totalrevision und einer Partialrevision unterscheidet und daran unterschiedliche prozedurale Konsequenzen knüpft.

...... Danach liegt eine Totalrevision dann vor, wenn sämtliche Artikel der Verfassung durch eine neue Verfassung – im Sinne einer neuen Verfassungsurkunde – ersetzt werden. Das Ausmaß inhaltlicher Veränderungen ist dafür nicht maßgeblich, wenngleich vorausgesetzt werden kann, daß die Schaffung einer neuen Verfassungsurkunde nur aus Anlaß gravierender inhaltlicher Änderungen erfolgt.

.... Eine streng historische Interpretation würde demnach dafür sprechen, daß unter einer Gesamtänderung der Bundesverfassung die Ersetzung der bestehende Verfassungsurkunde – des Bundesverfassungsgesetzes vom 1. Oktober 1920, BGBl Nr. 1, bzw seit seiner Wiederverlautbarung des „Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929“ – durch eine neue Verfassungurkunde zu verstehen ist. 17

17   Ein spezifisches Problem ergäbe sich dabei in Österreich aus dem Bestand von Bundesverfassungsgesetzen und Verfassungsbestimmungen außerhalb dieses „Stammgesetzes“. Ein ernsthaft dogmatisches Argument gegen diese „formelle“ Deutung des Begriffs der Gesamtänderung kann daraus aber nicht abgeleitet werden. Siehe dazu auch KELSEN/FRÖHLICH/MERKL „Die Verfassungsgesetze der Republik Österreich“, 5. Teil: Die Bundesverfassung vom 1. Oktober 1920 (1922) 124; STRELE (FN 10), 468.
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1.1.2. Lehre und Praxis der Ersten Republik

1.1.2.1. Die Entwicklung der Lehre

HANS KELSEN legt in seinem ersten Kommentar zum BV-G die beiden Deutungsvarianten als alternative Auslegungsmöglichkeiten dar, ohne eine Präferenz erkennen zu lassen.

In der Folge setzt sich allerdings die materielle Interpretation des Begriffs der Gesamtänderung rasch durch, und zwar in folgender, auf den Alternativvorschlag KELSENS  zurückgehender Präzisierung: Gesamtänderung der Bundesverfassung ist eine grundlegende Änderung der in der Bundesverfassung niedergelegten Grundlagen des Staatswesens, namentlich der Staatsform oder der bundesstaatlichen Organisation. „Staatsform“ meint in diesem Zusammenhang die im Art. 1 des BV-G proklamierte demokratische Republik. 22

Ausdrücklich schließt sich dieser Auffassung RUDOLF ALADAR METALL an. 23 LUDWIG ADAMOVICH übernimmt sie in der 1.  Auflage seines Grundrisses des österreichischen Staatsrechtes (1928). 24  „Jedenfalls muß eine solche Änderung der verfassungsrechtlichen Einrichtungen, durch die die Staatsform oder die bundesstaatliche Organisationsform berührt wird, als eine Totaländerung der Verfassung angesehen werden“. (Die Möglichkeit einer erweiterten Deutung wird hier, ebenso wie im Kommentar KELSENS25 , angedeutet) ADAMOVICH und FRÖHLICH26 merken in ihrer Gesetzesausgabe zu Art. 1 B-VG an, daß eine Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes, derzufolge Österreich nicht mehr als eine demokratische Republik anzusehen wäre, als eine Gesamtänderung der Bundesverfassung (Art. 44, Abs 2) zu behandeln wäre. Gleiches gelte für Art. 2 Abs 1 B-VG. Vorsichtiger drückt sich HANS KLINGHOFFER27 aus: „Unter einer Gesamtänderung dürfte vornehmlich die Änderung der Staatsform bei Wahrung der Rechtskontinuität zu verstehen sein“.

22  siehe KELSEN/FRÖHLICH/MERKL (FN 17); 64

23  METALL, Das Bundesgesetz über Volksabstimmung auf Grund der Bundesverfassung,       Gerichtshalle 1929, 167 
24  ADAMOVICH, Grundriß des österreichischen Staatsrechts (1928), 275

25  siehe FN 20  
26  ADAMOVICH/FRÖHLICH, Die österreichischen Verfassungsgesetze (1930), Anm 1 zu Art 1 und Anm 1 zu Art 2 B-VG (nicht auch in der 1. ujnd wieder nicht mehr in der 4. Aufl)

27  KLINGHOFFER, Die Verankerung des Referendums in den europäischen Nachkriegsverfassungen, AöR 14 (1928), 1 (29 FN 62)

